Sehr geehrter Herr Ministerpräsident!
Die Arbeitsgruppe der Leitenden Beamten hat sich in ihrer Sitzung am 17. Juni 2005 in Wien eingehend mit dem Schreiben des Staatsministers für Europaangelegenheiten und regionale Beziehungen in der Bayerischen Staatskanzlei, Eberhard Sinner, MdL, vom 23 .Dezember 2004, Zeichen C I 2.2 – 020164 – 8, bezüglich der Beendigung der Mitgliedschaft in der Arbeitsgemeinschaft Donauländer beschäftigt und mich als Vorsitzenden ersucht, ihnen, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, folgendes mitzuteilen:

Mit großem Bedauern nehmen die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft den Entschluss des Ministerrates zur Kenntnis, dass das Gründungsmitglied, der Freistaat Bayern, seine Mitgliedschaft mit Ende des Jahres 2005 beendet. 

Die Frage, ob derartige Einrichtungen noch sinnvoll sind, beschäftigt auch viele andere Verantwortungsträger in unserer Organisation. Wir sind jedoch der Überzeugung, dass die Arbeitsgemeinschaft Donauländer bis zum Beitritt aller Donauanrainerstaaten des Donauraumes noch große Aufgaben hat. Gerade die Entwicklung um die Ratifizierung des Vertrages für eine Verfassung für Europa zeigt, dass sich die Bürgerinnen und Bürger gegen zentrale Einrichtungen aussprechen und damit das Europa der Regionen erneut an Stimme gewinnt. Wir, als Arbeitsgemeinschaft Donauländer, arbeiten an diesem von den Regionen und dem Subsidiaritätsprinzip geprägten Europa. Leider geht uns mit Bayern ein profunder Mitstreiter verloren.

Wir nehmen mit Genugtuung zur Kenntnis, dass Bayern noch alle Verpflichtungen einhalten wird, die in den 15 Jahren der Zusammenarbeit entstanden sind. Das verbindendste Projekt war und ist sicher die digitale Karte „Kulturstrasse Donau“, die noch lange nicht vollendet sein wird. Insbesondere für dieses Projekt brauchen wir weiter die Unterstützung Bayerns, noch dazu, als ein bayerisches Unternehmen wesentlich an der Entwicklung beteiligt und nach wie vor eingebunden ist.
Daher würden wir ersuchen, nochmals prüfen zu lassen, ob es seitens des Freistaates Bayern denkbar wäre, zwar nicht als Mitglied, aber als ständiger Beobachter die Tätigkeit besonders für die Beitrittskandidaten der europäischen Union ideell zu unterstützen, obwohl auch die Mitgliedschaft keines ständigen finanziellen Aufwandes bedarf. Wir würden in diesem Schritt ein sehr positives Signal besonders in Richtung der Regionen in Mittel- und Osteuropa sehen.
Mit dem Ersuchen um Prüfung dieses Anliegens verbleibe ich

mit freundlichen Grüßen

(Dr. Michael Häupl)
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